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I . Zusammenfassung 

Die Bundesregierung hat am 30. Mai 1973 beschlossen, ihre am 

II. Februar 1969 getroffene Entscheidung über die Herstellung 
eines Wasserstraßenanschlusses für das Saarland, die als Alter- 
native auch das Projekt eines Saar-Pfalz-Rhein-Kanals vorsah, 
durch den 

Ausbau der Saar 

zu verwirklichen. Vom Bau eines Saar-Pfalz-Rhein-Kanals 
wurde somit abgesehen. 

Durch den Saarausbau werden die in Rheinland-Pfalz und im 
Saarland erfolgreich eingeleiteten Maßnahmen zur Strukturver- 
besserung konsequent fortgesetzt. 

Mit ihrem Beschluß vom 30. Mai 1973 hat die Bundesregierung 
zugleich die Bundesminister für Wirtschaft, Verkehr und Städte- 
bau beauftragt, gemeinsam mit den beteiligten Ländern im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten 

zusätzliche Maßnahmen 

zur Strukturverbesserung im Saarland und insbesondere in der 
Westpfalz vorzubereiten. 

Der Deutsche Bundestag begrüßte in seiner Entschließung am 
20. Juni 1973, daß die Bundesregierung über einen Wasser- 
straßenanschluß des Saarlandes eine Entscheidung getroffen 
hat. Er hielt die Angelegenheit für das Haushaltsjahr 1973 
jedoch für noch nicht etatreif und erwartet, daß die von der 
Bundesregierung beschlossene Prüfung von sonstigen Infra- 
strukturmaßnahmen alsbald abgeschlossen wird und damit ein 
Gesamtüberblick über die notwedige Strukturverbesserung für 
das Saarland und die Westpfalz vorliegt (Drucksache 7/838). 

Die Finanzierung des Saarausbaus sowie Grundsätze der Bau- 
durchführung wird zwischen der Bundesregierung und den 
Ländern Saarland und Rheinland-Pfalz in einem noch zu unter- 
zeichnenden Verwaltungsabkommen geregelt. Von den mit 
870 Mio DM veranschlagten Kosten (Preisstand: Oktober 1972) 
übernehmen der Bund zwei Drittel (580 Mio DM) und die Länder 
ein Drittel (290 Mio DM). 

Die Bundesministerien für Wirtschaft, Verkehr und Städtebau 
haben gemeinsam mit Rheinland-Pfalz und dem Saarland zu- 
sätzlich zum Saarausbau Maßnahmen zur Strukturverbesserung 
in beiden Bundesländern vorbereitet, und zwar 

— im Bereich Wirtschaft durch Unterstützung beider Länder im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur", 

— im Bereich Verkehr durch den vorzeitigen Bau von drei 
Straßen in Rheinland-Pfalz: hierfür wären zusätzlich von 
1977 bis 1985 Bundesmittel in Höhe von insgesamt ca. 790 
Mio DM aufzubringen, 

— im Bereich Städtebau durch die Bereitschaft des Bundes zur 
Förderung des Wohnungsbaues als Folgemaßnahme bei 
Industrieansiedlungen. 

Aufgrund des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1973 - Ducksache 7/838 - zugeleitet mit 
Schreiben des Bundeskanzlers vom 19. Dezember 1973 - 1/4 (111/4) - 932 00 - Sa 1/73: 

Federführend: Bundesminster für Verkehr 
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2. Ausbau der Saar 

über den Saarausbau wurden mit den Ländern Saarland und 
Rheinland-Pfalz mehrere Fachgespräche geführt. Dabei ist da- 
von ausgegangen worden, daß die Ausbaumaßnahme nur ver- 
wirklicht werden kann, wenn sich beide Länder angemessen an 
der Finanzierung beteiligen und sich zu einer Vorfinanzierung 
eines Teils der erforderlichen Jahresraten verpflichten. 

Die Verhandlungen mit den Ländern führten zu einem Ver- 
waltungsabkommen, das noch zu unterzeichnen ist. In diesem 
Abkommen vereinbaren der Bund und die Länder, in ver- 
trauensvollem Zusammenwirken die Mittel für den Ausbau der 
Saar nach der Maßgabe dieses Abkommens aufzubringen. Das 
Bauvorhaben, das die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des 
Bundes ausführen wird, umfaßt 

— die Umgestaltung der staugeregelten Bundeswasserstraße 
Saar zwischen Saarbrücken und Saarlouis/Lisdorf und 

— die Umgestaltung der anschließenden Strecke der Saar bis 
zur Mündung 

zu einer dem allgemeinen Verkehr dienenden Wasserstraße der 
Klasse IV (befahrbar für Europaschiff bzw. Zwei-Leichter-Schub- 
verband). 

Die vom Bund bereits hergestellten Durchstiche Saarbrücken/ 
St. Arnual und Saarlouis I sind Teil des Bauvorhabens. Das 
Bauvorhaben soll so gefördert werden, daß die Schiffahrt mög- 
lichst bis zum Ende des Jahres 1983 den Betrieb aufnehmen 
kann. 

Die Finanzierung des Saarausbaues wird im Verwaltungs- 
abkommen geregelt. 

Danach übernehmen von den nach Preisstand vom Oktober 
1972 mit 870 Mio DM veranschlagten Kosten 

— der Bund zwei Drittel (580 Mio DM) und 

— die Länder ein Drittel (290 Mio DM). 

Die Finanzierung der Ausbaumaßnahme erfolgt nach einem 
zwischen Bund und Ländern bereits abgestimmten Finanzie- 
rungsprogramm. 

3. Zusätzliche Maßnahmen 

Das Bundeskabinett hat mit seinem Beschluß vom 30. Mai 1973 
über den Ausbau der Saar zugleich die Bundesminister für 
Wirtschaft, Verkehr und Städtebau beauftragt, „zusammen mit 
den beteiligten Ländern im Rahmen der finanziellen Möglich- 
keiten zusätzliche Maßnahmen zur Verbesserung der Infra- 
struktur und der Wirtschaftsstruktur im Saarland und insbe- 
sondere in der Westpfalz vorzubereiten". 

3.1 Forderungen der Länder 

Die Länderregierungen vom Saarland und von Rheinland-Pfalz 
haben in einer gemeinsamen Erklärung vom 30. Januar 1973 zum 
Ausdruck gebracht, daß nur ein Saar-Pfalz-Rhein-Kanal die 
infrastrukturbedingten Standortnachteile an der Saar und in der 
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Pfalz in optimaler Weise ausgleicht. Sie fordern daher neben 
dem Saarausbau umfangreiche Ersatzmaßnahmen. Die im 
Schreiben ihrer Ministerpräsidenten genannten Forderungen 
wurden von den beteiligten Bundesressorts eingehend geprüft 
und am 7. August und 15. Oktober 1973 gemeinsam mit den 
Ländern erörtert. 

3.2 Maßnahmen zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur 

Mit dem Ausbau der Saar werden die seit 1969 mit Erfolg im 
Saarland eingeleiteten Maßnahmen zur Verbesserung der Wirt- 
schaftsstruktur, die seit dem 1, Januar 1972 im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" durchgeführt werden, konsequent unterstützt. 
Auch die Westpfalz ist Teil des Regionalen Aktionsprogramms 
„Saarland-Westpfalz" im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur". 

Der Saarausbau kommt überwiegend dem Saarland und teil- 
weise, besonders hinsichtlich des Fremdenverkehrs, dem Lan- 
desteil Rheinland zugute. Für die Westpfalz entfallen die beim 
Bau eines Saar-Pfalz-Rhein-Kanals sich ergebenden unmittel- 
baren regionalwirtschaftlichen Auswirkungen wie z. B. rd. 7000 
zusätzliche Arbeitsplätze, große Fremdenverkehrsprojekte 
durch vorgesehene Stauseen, zusätzliches Industriegelände, 
höherwertige Nutzung z. Z. landwirtschaftlich genutzter Flächen, 
Kapazitäts- und Einkommenseffekte ausgebauter Wasser- 
straßen, zusätzliche Infrastrukturausstattung. 

Durch die Nichtverwirklichung des Saar-Pfalz-Rhein-Kanals und 
damit den Fortfall regionalwirtschaftlicher Auswirkungen sowie 
infolge einer höheren Dringlichkeit bereits begonnener Wirt- 
schaftsförderungsmaßnahmen - insbesondere auch wegen der 
zunehmend verschärften Situation in der Schuhindustrie im 
Raum Pirmasens - wird daher weiterhin eine Förderung mit 
Mitteln der regionalen Wirtschaftspolitik vor allem in der 
Westpfalz erforderlich. 

3.3 Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur 

Auch im Verkehrsbereich ist davon auszugehen, daß der Aus- 
bau der Saar fast ausschließlich dem Saarland zugute kommt. Es 
sind daher weitere Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen zur Ver- 
besserung der Standortverhältnisse in erster Linie in Rhein- 
land-Pfalz zu erwägen. Entsprechend haben sich die Fachprü- 
fungen im Bereich der Straße und Schiene auch auf Objekte 
konzentriert, die vorwiegend in der durch den entgangenen 
Saar-Pfalz-Rhein-Kanal benachteiligten Region Westpfalz zur 
Ausführung kommen. 

Bei zusätzlichen Maßnahmen muß jedoch davon ausgegangen 
werden, daß der Nutzen eines Saar-Pfalz-Rhein-Kanals erst im 
großen und ganzen nach Fertigstellung - also etwa im Jahre 
1985 - anfallen würde. Für die Verkehrsinfrastruktur bedeutet 
es, daß zu diesem Zeitpunkt bereits verschiedene der von den 
Ländern geforderten Maßnahmen im Bereich der Straße und 
Schiene durchgeführt sein werden. 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdChO 7/1468 


In Verhandlungen mit den Ländern wurde daher erreicht, daß 
ein Vorziehen nur solcher Maßnahmen in Frage kommt, bei 
denen nach langfristigen Plänen erst eine Fertigstellung nach 
1985 (Straße) bzw. 1980 (Schiene) vorgesehen ist. Dadurch ver- 
ringert sich der umfangreiche Forderungskatalog der Länder 
mit einem Kosten-Volumen von ca. 3,7 Mrd. DM im Bereich der 
Straße und ca. 1,4 Mrd. DM im Bereich der Schiene auf bestimm- 
te Einzelobjekte. Hierfür werden insgesamt veranschlagt: 

— beim Straßenbau ca. 790 Mio DM (Preisstand: 1. Juni 1972) 
und 

— bei der Schiene (Elektrifizierung) ca. 305 Mio DM (Preis- 
stand: Frühjahr 1973). 

Zur Vorfinanzierung der Maßnahmen im Bereich der Schiene 
werden keine Mittel aus dem Bundeshaushalt zur Verfügung 
gestellt. 

3.3.1 Straßenbaumaßnahmen 

Sofern die derzeitigen Finanzierungsmöglichkeiten im Bundes- 
fernstraßenbau auch in Zukunft beibehalten werden, sollen die 
Maßnahmen, die nach dem Ausbauplan für die Bundesfern- 
straßen in der 1. Dringlichkeit eingestuft sind, bis 1985 verwirk- 
licht sein. 

Da der volle Nutzen eines Saar-Pfalz-Rhein-Kanals, für den die 
Länder einen Ausgleich fordern, erst mit seiner Fertigstellung 

— etwa im Jahre 1985 - eintreten würde, kommen für einen vor- 
zeitigen Bau von Bundesfernstraßen nur Maßnahmen der 
11. Dringlichkeit in Betracht. Nach Verhandlungen mit den 
Ländern sind dies folgende Strecken: 

Pirmasens -Landstuhl Kosten ca. 394 Mio DM 

Pirmasens -Salzwoog Kosten ca. 163 Mio DM 

Kaiserslautern - Mainz 

(30 km in II. Dringlichkeit) Kosten ca. 233 Mio DM 

insgesamt ca. 790 Mio DM 

Die Kosten wurden nach einem Preisstand vom 1. Januar 
1972 überschlägig ermittelt. 

Das Land Rheinland-Pfalz erwartet von einem beschleunigten 
Bau der Maßnahme Pirmasens-Landstuhl eine wirksame Hilfe 
für die Wirtschaft im Raum Pirmasens. Nur die Anbindung 
dieser Region an das weiträumige Autobahnnetz biete Gelegen- 
heit für eine Ansiedlung neuer Industrien, die geeignet sind, die 
Monokultur des Raumes Pirmasens aufzulockern. 

Die Teilstrecke Pirmasens-Salzwoog ist die Verlängerung der 
Bundesautobahn Saarbrücken-Pirmasens in Richtung Karlsruhe. 
Ein vorgezogener Bau dieser Teilstrecke ist zur zügigen 
Führung des durchgehenden Verkehrs um Pirmasens erforder- 
lich. 

Bei der Maßnahme Kaiserslautern-Mainz handelt es sich um 
die Schließung der Lücke zwischen den in der 1. Dringlichkeits- 
stufe befindlichen Strecken Kaiserslautern-Sembach und 
Mauchenheim-Mainz. 


5 



Drucksache 7/1 468 Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Der Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz hat u. a. 
erklärt, daß die Landesregeierung angesichts der außerordent- 
lichen Bedeutung, die sie diesen Projekten beimißt, entschlossen 
ist, „den zusätzlichen Finanzbedarf des Bundes für den Straßen- 
bau, der sich aus dem notwendigen zeitlichen Vorziehen der 
Maßnahmen ergibt (Beschleunigungskosten), durch einen spür- 
baren eigenen Finanzbeitrag zu entlasten". 

Im Hinblick auf die Finanzlage des Landes Rheinland-Pfalz und 
der Problematik sogenannter „Schattenhaushalte" ist der Vor- 
schlag der Vorfinanzierung nicht weiter verfolgt worden. 

Die Straßenbaumaßnahmen werden ab 1977 in die Straßenbau- 
pläne des Bundes mit dem Ziel aufgenommen, sie bis zum Jahre 
1985 fertigzustellen. 

3.3.2 Eisenbahnmaßnahmen 

Die Länder Rheinland-Pfalz und Saarland halten die vorzeitige 
Umstellung von Strecken der Deutschen Bundesbahn (DB) auf 
elektrischen Betrieb für erforderlich. Es handelt sich hierbei um 
nachstehende Ergänzungs- und Verbindungsstrecken, deren 
Elektrifizierung aus betrieblichen und Gründen des Fahrzeug- 
umlaufs langfristig, d. h. nach 1980, vorgesehen ist: 

— Landau-Wörth Kosten ca. 60 Mio DM 

— Kaiserslautern-Bingen/Bingerbrück/ 

Gau Algesheim Kosten ca. 130 Mio DM 

— Türkismühle-Bad Münster/a. St. Kosten ca. 115 Mio DM 

insgesamt ca. 305 Mio DM 

Bei einem Vorziehen der Elektrifizierung müßten der DB die 
gesamten Zwischenfinanzierungskosten (Zinsen) für den aufzu- 
nehmenden Kredit abgenommen werden, da hierfür in den 70er 
Jahren keine Eigenmittel zur Verfügung stehen. 

Da nach den Vorstellungen der DB die genannten Vorhaben 
erst nach 1980 Gegenstand ihrer Wirtschaftspläne werden, 
müßte die Zinsbelastung für den Zwischenkredit von anderer 
Seite aufgebracht werden. 

Das Land Rheinland-Pfalz hat sich zur Übernahme eines Teils 
dieser Kosten grundsätzlich bereit erklärt. Die Bundesregierung 
sieht keine Möglichkeit, sich mit Mitteln aus dem Bundeshaus- 
halt an einer Vorfinanzierung für die vorzuziehenden Maß- 
nahmen zu beteiligen. 

Die Finanzierungsverhandlungen, bei denen gewisse Eigen- 
interessen der DB berücksichtigt werden könnten, müssen wie 
bisher unmittelbar zwischen dem Vorstand der DB und den 
Ländern geführt werden. 
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